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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. (LAGS) haben sich aktuell 31 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehören zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· In der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrations​amt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes,

· im Ausschuss nach §20 c Abs. 1 Satz 2 SGB V für die Vergabe der Selbsthilfe-Fördermittel der Krankenkassen,

· in der Arbeitsgruppe Folgenabschätzungen Rechtsverordnungen beim Senator für Soziales,

· im Begleitausschuss Stadtführer für behinderte Menschen Bremen.
2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Der Vorstand der LAGS Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im Berichtszeitraum konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen.

Auf der Mitgliederversammlung im Gehörlosenfreizeitheim am 22. Juni 2010 wurde der Vorstand der LAGS einstimmig entlastet.
Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

	Dieter Stegmann

(Kommissarischer 1. Vorsitzender)

	Bauen, Wohnen, ÖPNV


	Patrick George

(2. Vorsitzender)

	Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


	Andreas Hoops

(Rechnungsführer)

	Finanzen, Betreuungsrecht




	Jürgen Karbe

(Beisitzer)

	Blinde und Sehbehinderte

	Lydia Stegmann

(Beisitzerin)

	Frauen und Behinderung

	Volker Heemsath
(kooptierter Beisitzer)

	Behinderung und Sexualität

Forum Barrierefreies Bremen


Bei Bedarf können Interessierte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS aufnehmen. Von hier werden die Anfragen koordiniert und weitergeleitet.

Im Rahmen der Mitgliederversammlung am 23.06.2011 finden turnusgemäß die Vorstandswahlen statt. Folgende Kandidaten stehen zur Wahl:
	Name:
	George

	Vorname:
	Patrick

	Geburtsdatum:
	11.02.1969

	Beruf:
	Bankkaufmann

	Verbandstätigkeit:
	· Leiter der Beratungsstelle des Landesverbandes der Gehörlosen Bremen e.V. und der Dol​metschereinsatzzentrale

· im Vorstand der LAGS seit 2002

· seit 12/2008 stellvertretender Vorsitzender


	Name:
	Heemsath

	Vorname:
	Volker 

	Geburtsdatum:
	18.11.1966

	Beruf:
	Bürokaufmann

	Verbandstätigkeit:
	· im Vorstand der LAGS seit 11/2009 als kooptierter Beisitzer


	Name:
	Hoops

	Vorname:
	Andreas

	Geburtsdatum:
	06.05.1957

	Beruf:
	Diplom-Ökonom

	Verbandstätigkeit:
	· im Vorstand der LAGS seit 1995, Kassenführer

· Geschäftsführer der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung Bremen e.V.

	Name:
	Karbe

	Vorname:
	Jürgen

	Geburtsdatum:
	10.11.1958

	Beruf:
	Bürokaufmann

	Verbandstätigkeit:
	· Vorstandsmitglied im Blinden- und Sehbehinderten Verein Bremen e.V.

· im Vorstand der LAGS seit 1999, Beisitzer


	Name:
	Stegmann

	Vorname:
	Dieter

	Geburtsdatum:
	28.08.1953

	Beruf:
	Sozialpädagoge / Rentner

	Verbandstätigkeit:
	· im Vorstand der LAGS seit 1984

· seit 12/2008 Ester Vorsitzender (kommissarisch)


	Name:
	Stegmann

	Vorname:
	Lydia

	Geburtsdatum:
	25.06.1957

	Beruf:
	Verwaltungsangestellte

	Verbandstätigkeit:
	· Mitglied im Verein Spastikerhilfe seit 1981

· im Vorstand der LAGS seit 2002, Beisitzerin


3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche:
· Nachteilsausgleiche 
· Behinderung und Schwerbehindertenausweis

· Leistungsansprüche

· Selbsthilfegruppen

· Wohnberatung 
· Mitarbeit in Verbänden und Vereinen

· Arbeit und Beruf

· Barrierefreies Reisen

· Vermittlung von Rechtsbetreuung

· Betreuungsrecht

· Persönliches Budget
Nachteilsausgleiche - In diesem Zusammenhang wurden insbesondere Anfragen zu Steuer- und Versicherungsangelegenheiten bearbeitet. Darüber hinaus kamen Fragen zu Gebührenermäßigungen sowie Ermäßigungen im Reiseverkehr.

Behinderung und Schwerbehindertenausweis - Die Gewährung von besonderen Rechten bzw. Vergünstigungen für schwerbehinderte Menschen steht u.a. in Abhängigkeit vom Grad der Schwerbehinderung, der durch einen Schwerbehindertenausweis nachzuweisen ist. Diesbezüglich wurde zu den Themen Anträge und Verfahren beim Versorgungsamt beraten. Zudem bestand Beratungsbedarf mit Blick auf die Bemessung des Grades der Schwerbehinderung.

Leistungsansprüche nach SGB II, IX, XI und XII - In diesen Sozialgesetzbereichen gibt es regelmäßig hohen Beratungsbedarf. Insbesondere hinsichtlich der seit 1.1.2005 gültigen Gesetzestexte von SGB II und XII waren die Beratungsanfragen umfänglich. Bei zunehmenden Bestrebungen der Kostenträger, Leistungen gar nicht oder nicht in ausreichendem Maße zu bewilligen, sehen Menschen mit Beeinträchtigungen immer öfter den Anlass gegeben, sich von kompetenter Stelle unabhängige Beratungshilfen zu holen.

Selbsthilfegruppen - In Bremen und Bremerhaven gibt es über 150 Gruppen und Initiativen, die die Selbsthilfe bei gesundheitlichen Störungen, bei der Krankheitsbewältigung und bei psychosozialen Problemen zum Inhalt ihrer Arbeit gemacht haben. Im Rahmen von Beratungsgesprächen wurde im Bedarfsfall auf entsprechende Gruppen verwiesen oder Kontakte konnten hergestellt werden.

Wohnberatung - Beratungsbedarf zeigte sich zudem im Bereich Wohnen und Bauen. Insbesondere ging es in diesen Beratungsfeldern auch um die barrierefreie Umgestaltung von Wohnraum und die Ausgestaltung mit Hilfsmitteln. Beratungsbedarf ergab sich weiterhin durch öffentliche Stellen, die Anfrage hielten mit Blick auf die barrierefreie Umgestaltung von öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen.

Verbände und Vereine - Regelmäßig erfolgen Anfragen von behinderten Menschen nach Möglichkeiten der Mitgliedschaft oder Mitarbeit in Verbänden oder Vereinen, die der jeweiligen Behinderungsform entsprechen. Hier kann - soweit möglich und bekannt - über Schwerpunktsetzungen der Vereine beraten und vermittelt werden.

Arbeit und Beruf - Die Vermittlung von behinderten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt erweist sich nach wie vor als äußerst problematisch. Dies bestätigten auch die Beratungsbedarfe von Betroffenen zum Thema Arbeit und Beruf. Während speziellere Fragestellungen an entsprechende Fachdienste vermittelt wurden, konnten allgemeine Problemstellungen in der Beratungsstelle bearbeitet werden.
Barrierefreies Reisen – Menschen mit Behinderungen haben meist sehr individuelle Bedürfnisse hinsichtlich der Anreise, Ausstattung einer Urlaubsunterkunft, den örtlichen Gegebenheiten oder des Service vor Ort. Diese gilt es zu prüfen und nach einem Anbieter zu suchen, der vor dem Hintergrund von Erfahrungen passende Angebote vorlegen kann. Die LAGS ist bei der Suche nach entsprechenden Anbietern gerne behilflich.
Vermittlung von Rechtsberatung - Der LAGS Bremen sind eine Reihe von sozialrechtserfahrenen Anwälten persönlich bekannt. Im Bedarfsfall verweisen wir interessierte Ratsuchende an eine Auswahl von Anwälten, die über die notwendige Erfahrung im jeweils gefragten Rechtsgebiet verfügen.

Betreuungsrecht – Im Zusammenhang mit dem Betreuungsrecht haben die Beratungsanfragen in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Von besonderem Interesse ist hier das Verfahren zur Anregung einer Betreuung, die Bedeutung einer Betreuung für die Selbstbestimmung eines Menschen oder die Nachfragen zu den unterschiedlichen Aufgabenkreisen (Gesundheits- und Vermögenssorge, Wohnungsangelegenheiten).
Persönliches Budget – Bereits seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.
Die LAGS ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
„Es ist geschafft, es liegt hinter uns, wir haben viel Neues bekommen im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausend und im neuen Jahrhundert“, so das Resumee von Dieter Stegmann, 1. Vorsitzender der LAGS zum Ende des Jahres 2010. Vor allem die gesetzlichen Grundlagen haben sich in vielen Bereichen nachhaltig positiv zu Gunsten der Belange und Rechte von Menschen mit Beeinträchtigungen verändert. Wir haben ein Bundesgleichstellungsgesetz und viele Landesgleichstellungsgesetze bekommen. Bremen hat einen Landesbehindertenbeauftragten eingesetzt. Wir haben ein Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz und nicht zuletzt eine UN–Behindertenrechtskonvention in Deutschland ratifiziert, die die Rechte von Menschen mit Behinderungen  nachdrücklich stärken will und wird. Das Sozialzentrum Süd wurde barrierefrei, in Bremen fahren nur noch Busse und Bahnen mit Niederflurtechnik und Lift. Ein neuer Begriff - „Inklusion“ heißt er - spielt eine zentrale Rolle bei den Fragen der Umsetzung der Belange von behinderten Menschen. Ja selbst die Sprachregelung, von behinderten Menschen zu sprechen, anstatt wie früher nur von „den Behinderten“ verfestigt sich erfreulicherweise immer mehr.
Das ist eine kleine und gute Erfolgsbilanz, an der die LAGS auf hiesiger Landesebene kontinuierlich und gemeinsam mit den Mitgliedverbänden sowie weiteren Partnern mitgearbeitet hat Das bedeutet aber nicht, dass nun nichts mehr zu tun wäre; im Gegenteil die Arbeit fängt - wie immer - jetzt erst richtig an! Die neuen Gesetze müssen „mit Leben“ erfüllt und gefüllt werden, es wird weiter „Protesttage“, Kundgebungen und Demonstrationen zur Umsetzung und Durchsetzung dieser neuen Rechte und Regelungen geben müssen. Aber das Klima hat sich deutlich positiv verändert. Behinderte Menschen sind nicht länger Bittsteller oder dankbarer Empfänger von sozialen Wohltaten. Nein – sie haben einklagbare Ansprüche auf Teilhabe und bestimmen über ihre Belange zunehmend erfolgreich mit.

Das können wir aber nur, wenn wir aktiv bleiben und uns selber weiterhin für unsere eigenen Belange einsetzen und kämpfen. Dann können und werden die nächsten zehn Jahre ähnlich erfolgreich sein, wie die vergangenen zehn Jahre.

Erfreulich ist zudem, dass die Förderung durch den Senator für Soziales für die LAGS Bremen sich in den Jahren 2010 und 2011 gefestigt hat.
Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen können wir weiterhin unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden. Im Berichtszeitraum hat sich der Sozialverbandsvertreter aus gesundheitlichen Gründen zurückgezogen. Der Sozialverband entsandte keinen neuen Vertreter.
Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 18. Bremer Protesttages vom 06.05.2010
· Beschäftigung mit den Inhalten der UN-Behindertenrechtskonvention unter Leitung des Landesbehindertenbeauftragten
· Vorbereitung, Durchführung und Auswertung einer Tagung im März 2011 unter dem Titel: „Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Was plant Bremen?“ / in Zusammenarbeit mit der Lebenshilfe Bremen und dem Landesbehindertenbeauftragten
· Vorbereitung und Durchführung des 19. Bremer Protesttages am 5. Mai 2011
· weiterführende Bearbeitung und Diskussion der Antworten von Verwaltung und Politik auf die Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen des 18. Bremer Behindertenparlaments

· kontinuierliche Zusammenarbeit mit dem Landesbehindertenbeauftragten
6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger 
· Einsatz für barrierefreie Schlachte

· Einsatz für barrierefreie Postämter

· Kooperationsgespräche mit der BSAG

· Besichtigung der Nordwestbahnzüge wg. Barrierefreiheit 

· Verbandsklagebegleitung wg. mangelnder Barrierefreiheit o.g. Züge
· Begleitung der AG „Shared Space“
· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität: 

"Was ich über Sexualität und Behinderung schon immer wissen wollte....!"

Dies erfuhren Interessierte über fast sechs Jahren im Gesprächskreis Behinderung und Sexualität der LAGS. Diese offene Gesprächsrunde traf sich jeden zweiten Dienstag im Monat von 17:00 bis 19:00 Uhr in den Räumen der LAGS. Im Jahr 2008 musste der Gesprächskreis eingestellt werden. Seit Ende des Jahres 2010 gibt es nun ein neues Angebot der LAGS Bremen. Hierüber berichtet im Folgenden das Vorstandsmitglied Volker Heemsath:

Beratung zum Thema Behinderung und Sexualität durch Volker Heemsath (LAGS Bremen e.V.)
Nach nunmehr zwei Jahren Abstinenz des Gesprächskreises „Behinderung und Sexualität“ möchte ich auf vielfachen Wunsch meiner Vorstandskollegen der LAG Selbsthilfe Bremen den Gesprächskreis in Form einer beratenden Funktion für Betroffene neu anbieten.

Ich möchte zum Beispiel durch beratendes E-mailing, Betroffenen und Interessierten die Möglichkeit geben - auf dem Hintergrund meiner eigenen Erfahrungen als behinderter Mensch – sich über ihre Probleme auszutauschen. Ich biete beispielsweise den Gedankenaustausch darüber an, wie Menschen mit Behinderung ihrer Sexualität begegnen können oder was es für Mittel und Wege gibt, auch als körperlich beeinträchtigter Mensch seiner Sexualität nachzugehen. 

Wir können auch darüber sprechen, an welche Einrichtungen man sich evtl. bei schwerer beeinträchtigten Menschen, die auch ein Bewusstsein für ihre Sexualität empfinden, wenden können. Zum Beispiel gäbe es hier die Möglichkeit, mit Sexualbegleiterinnen/Sexualbegleitern in Kontakt zu treten, die sich durch eine spezielle Ausbildung mit dem Thema Behinderung und Sexualität vertraut und spezialisiert haben.

Wenn Sie zum Thema Behinderung und Sexualität Beratung aus der Sicht eines Mannes mit Behinderung wünschen, stehe ich Ihnen in Zukunft gern für Fragen und Anregungen zur Verfügung. Sie können sich vertrauensvoll mit ihrem Anliegen an mich wenden. Bitte schicken Sie mir für einen Erstkontakt eine Mail an folgende Adresse: volkerhee@web.de Ich werde mich dann selbstverständlich umgehend telefonisch oder schriftlich mit Ihnen in Verbindung setzen.

7. Projekte und Kooperationen

7.1 Kooperation mit Werkstattrat bremen
Seit Anfang des Jahres 2011 kooperieren die LAGS Bremen und der Werkstattrat der Werkstattbeschäftigen unter Beteiligung des Jugendgemeinschaftswerkes bei den Vorbereitungen für den 19. Bremer Protesttag.
Erstmals finden die Treffen der Vorbereitungsgruppe für die Tagesveranstaltung am 05. Mai in den Räumen der Werkstatt Bremen statt. Der Werkstattrat hat es sich in diesem Jahr zur zentralen Aufgabe gemacht, verantwortlich für die Organisation, Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung verantwortlich zu zeichnen. Bei den umfänglichen Arbeiten werden die Mitglieder des Werkstattrates von einer Mitarbeiterin des Jugendgemeinschaftswerkes sowie einem Assistenten aus dem Hause der Werkstatt Bremen unterstützt.

Die LAGS Bremen bringt in die monatlichen Treffen ihre Erfahrungen aus über 18 Jahren Bremer Protesttage ein. Darüber hinaus wird von der LAGS der bereich Finanzen geregelt. Dazu gehören Finanzplanung, Finanzverwaltung und Antragstellung bei der Aktion Mensch.

Die schwerpunktmäßige Organisation des Bremer Protesttages durch Menschen mit Behinderungen ist eine begrüßenswerte Neuerung und ist nicht zuletzt Ausdruck des Selbstverständnisses von AK Protest und LAGS: Nichts über uns ohne uns!
7.2. Podiumsdiskussion zur Behindertenrechtskonvention am 
         10.03.2011
Seit März 2009 ist in Deutschland das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ in Kraft getreten. Alle Vertragsstaaten verpflichten sich, Maßnahmen zur Gewährleistung der in der Konvention geregelten Rechte von Menschen mit Behinderung zu ergreifen. Zahlreiche Rechts- und Rege​lungsbereiche fallen dabei in die Zuständigkeit der Länder. Bereits im März 2010 legte die Landesregierung von Rheinland-Pfalz einen Aktionsplan zur Umsetzung der Behindertenrechts​konvention der Vereinten Nationen vor. Darin sind alle konkreten Ziele, Maßnahmen und Zuständigkeiten der einzelnen Ministerien enthalten, „um Menschen mit Behinderungen von Anfang an in die Gesellschaft einzubeziehen und die uneingeschränkte Teilhabe, Gleichstellung und Selbstbestimmung zu ermöglichen“, sagte der Landesbehindertenbeauftragte von Rheinland-Pfalz, Ottmar Miles Paul, den ca. 100 Teilnehmern der Tagung am 10.03.2011 im Gehörlosenfreizeitheim.

Die Lebenshilfe Bremen, der bremische Landesbehindertenbeauftragte, Dr. Joachim Steinbrück, und der Arbeitskreis Bremer Protest hatte zu der Tagung Ottmar Miles Paul und Vertreter der Bürgerschaftsfraktionen geladen, um der Frage nachzugehen, was Bremen mit Blick auf die Behindertenrechtskonvention plant?

In seiner Begrüßungsrede machte Dieter Stegmann von der Landesar​beitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen deutlich: „Ein Plan muss her! Er muss mit uns erarbeitet werden und dann auch mit uns umgesetzt werden!“ Wie das so schnell in Rheinland-Pfalz gelang, wollte anschließend der Moderator, Wilhelm Winkelmeier (Selbstbestimmt Leben) von Ottmar Miles Paul wissen.

Dieser berichtete sodann aus der Entstehungsgeschichte des bundesweit einmaligen Aktionsplanes. Der über 100seitige Plan umfasse rund 200 Maßnahmen in zehn Themenbereichen. Dazu gehören beispielsweise Bildung, Arbeit, Wohnen sowie Sport und Freizeit. Strukturell listet der Aktionsplan zu den einzelnen Artikeln der Konvention Visionen, Ziele und Maßnahmen auf. Letztere sind untergliedert hinsichtlich Zuständigkeit und zeitlichem Rahmen. Die Maßnahmen wurden gemeinsam vom Landesbehindertenbeauftragten, dem Landesbehindertenbeirat und dem Sozialministerium erarbeitet. Im Anschluss wurde der Aktionsplan vom Ministerrat verabschiedet. Vor diesem Erfolg war viel Überzeugungsarbeit zu leisten, so der rheinland-pfälzische Landesbehindertenbeauftragte. Viele Monate Vorarbeit gemeinsam mit den Verbänden der Behindertenselbsthilfe, Politik und Verwaltung waren notwendig. „Sechs Monate habe ich regelmäßig auf dem Schoß der Staatsräte der Ministerien gesessen“, berichtete Miles Paul augenzwinkernd.

Dr. Joachim Steinbrück bemängelte in seinem folgenden Beitrag, dass es in Bremen noch nicht einmal ansatzweise entsprechende Beschlüsse zur Erarbeitung eines Umsetzungsplanes gebe. Weder die Bürgerschaft noch der Senat haben sich bisher zur weiteren Vorgehensweise geäußert. Bereits im März 2010 hatte die Bremer Sozialsenatorin, Ingelore Rosenkötter (SPD), angekündigt, sich Gedanken über das Thema machen zu wollen; bisher ohne Ergebnis. Auch ein Antrag im Rahmen des 17. Bremer Behindertenparlaments im Mai 2010 blieb folgenlos. Hier forderte der Arbeitskreis Bremer Protest den Senat auf zur Einsetzung eines Ausschusses unter Beteiligung des Landesbehindertenbeauftragten und der Verbände behinderter Men​schen zur Erarbeitung eines Rahmenplanes zur Umsetzung der UN-Behin​dertenrechtskonvention in Bremen und Bremerhaven.
„Was plant Bremen?“, fragte Wilhelm Winkelmeier nach einer  Sitzungspause die anwesenden Politiker. Auf dem Podium vertreten: Björn Tschöpe (SPD), Reiner Bensch (CDU), Horst Frehe (Bündnis 90 / Die Grünen), Jost Beilken (Die Linke) und Magnus Buhlert (FDP).

Björn Tschöpe von der SPD eröffnete die Fragerunde mit der Aussage: „Ein Aktionsplan ist sinnvoll und sollte zügig erarbeitet werden.“ Der CDU-Vertreter gab ein klares Bekenntnis für die Behindertenrechtskonvention ab und regte einen Entschließungsantrag an, „um den Senat zu seinem Glück zu zwingen“. Ebenso der Grünen-Tenor durch Horst Frehe: „Der Senat muss einen Aktionsplan erarbeiten und alle Landesgesetze müssen mit Blick auf die Konvention überprüft werden.“ Als Befürworter eines Aktionsplanes zeigten sich auch die Vertreter von Linken und FDP.

In seinem Schlusswort begrüßte Joachim Steinbrück die politische Einhelligkeit, die aber auch an den Realitäten und dem tatsächlichen Handeln der politischen Akteure nach der Bürgerschaftswahl im Mai 2011 gemessen werden muss. „Es gibt noch viel zu tun, um eine gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung in allen Gesellschafts- und Lebensbereichen zu sichern!“

7.3. LAGS und Mitgliedsverband Hilfswerk informieren über 
         Recht auf fußpflege
Die Heimaufsicht machte über unseren Mitgliedsverband Hilfswerk vor kurzem darauf aufmerksam, dass Heimbewohner einen Anspruch haben auf kostenlose Fußpflege durch die Einrichtung.

Dazu die Heimaufsicht wörtlich: „Nicht nur in Pflegeeinrichtungen im Sinne des SGB XI, sondern auch in Eingliederungshilfeeinrichtungen für Erwachsene im Sinne des SGB XII gehört eine übliche, regelmäßige Fußpflege zur Körperpflege und damit zum – im Rahmen der Regelvergütungen finanzierten – Leistungsstandard der Einrichtungen. Gerade ältere, pflegebedürftige Menschen und behinderte Menschen sind häufig nicht in der Lage, die Fußpflege selbständig durch​zuführen und benötigen daher die Hilfe des Betreuungspersonals.

In diesem Rahmen sind die Bewohnerinnen und Bewohner bei folgenden klassi​schen Fußpflegeeinrichtungen in dem jeweils individuell erforderlichem Umfang zu unterstützen.

· Regelmäßige Fußpflege in Abständen von mindestens 4 Wochen

· Nägelschneiden und feilen

· Waschen und eincremen

· Hautbeobachtung und Hautpflege

· Hornhautabtragungen

· Fußpflegerische Verrichtungen im Zusammenhang mit Nagelpilzerkran​kungen und Verhornungsstörungen, soweit nicht eine Indikation für die ärztliche Verordnung medizinischer Fußpflege vorliegt

Diese Aufzählung schließt nicht aus, dass im Einzelfall andere Unterstützungsleis​tungen erforderlich sein können und im Rahmen der Regelleistungen zu erbrin​gen sind.“

Die vollständige Stellungnahme der Bremer Heimaufsicht können Sie in Kopie über die Geschäftsstelle der LAGS Bremen beziehen. Auf Anfrage übersenden wir Ihnen auch den Abgrenzungskatalog von Regelleistungen und den Zusatzleistungen nach § 88 SGB XI. Regelleistungen sind die zwischen den Vereinbarungspartnern vereinbarten Heimentgelte. Zusatzleistungen sind besondere Komfortleistungen bei Unterkunft und Verpflegung oder zusätzliche pflegerisch-betreuende Leistungen. Sie sind dadurch gekennzeichnet, dass sie über das Maß des Notwendigen hinausgehen.

7.4 Mitarbeit der lags in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAG Selbsthilfe Bremen e. V. anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnamen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sein und beratend mitreden, aber nicht mit abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen - von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

Einige Themen der Sozialdeputation im Jahr 2010 / 2011 waren:

· Die finanzielle Unterstützung des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen

· Der strukturelle Umbau der Versorgung behinderter Kinder in der Frühförderung und im Vorschulalter (Kindergarten).

· Förderprogramm für Menschen mit Lernschwierigkeiten auf den ersten Arbeitsmarkt gemeinsam mit der Werkstatt Bremen (Martinshof).

· Herstellung der Barrierefreiheit im Sozialzentrum Süd

Der Einsatz, den die LAGS dort seit vielen Jahren leistet, lohnt sich trotz mancher – manchmal auch unerfreulicher – Auseinandersetzung. Aktuellstes Problem aus unserer Sicht: Die Herstellung der Barrierefreiheit im Sozialzentrum Süd. Dieser Erfolg wäre ohne den jahrelangen Einsatz der Behinderten- und Sozialverbände – auch unter Androhung der Verbandsklage nach § 12 BremLGG – so nicht möglich gewesen. Trotzdem sind fünf Jahre Realisierungszeitraum für ein vergleichsweise kleines Projekt viel zu lang. Hier müssen vor allem die Verwaltungen – aber auch die Politik - in den nächsten Jahren ein deutlich zügigeres Tempo zeigen. 

7.5 LAGS engagiert sich erfolgreich für barrierefreies 
         Sozialzentrum Süd
Großer Erfolg für Behinderten- und Sozialverbände nach fast fünf Jahren

Anfang Juli 2010 war es endlich soweit: Der neue – barrierefreie - Aufzug im So​zialzentrum Süd in der Großen Sortilienstraße in der Bremer Neustadt wurde im Rahmen eines kleinen Festaktes zur Nutzung freigegeben. Alle anwesenden Gäste hatten guten Grund zur Freude – wenn auch nur über das positive Endergebnis.

Für die Behinderten- und Sozialverbände freute sich an diesem Tage vor Ort der Vorsitzende der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen in Bremen (LAGS), Dieter Stegmann, über das Ergebnis. Er merkte in seiner Festrede jedoch auch kritisch an, dass der lange zeitliche Ablauf zur Realisierung dieses vergleichsweise kleinen Projektes von fast fünf Jahren nicht zum Regelfall bei der Herstellung von mehr Barrierefreiheit im öffentlichen und privatem Raum in Bremen und Bremerhaven werden dürfe.

Die Realisierungszeiträume müssen deutlich verkürzt werden“, so Stegmann weiter. „Gut Ding will Weile haben sagt man oftmals nicht zu Unrecht. Es gilt aber darauf zu achten, das Maßnahmen für behinderte Menschen nicht in Langeweile ausarten. Insbesondere die Verwaltungen in einigen Ressorts der bremischen Politik können hier im punkto Schnelligkeit und Effizienz ruhig einen Zahn (oder Zähne?) zulegen.“

Zur Erinnerung: Im Oktober 2005 nahm der damals - gerade erst drei Monate im neuen Amt - erste Landesbehindertenbeauftragte des Landes Bremen (BremLBB), Herr Dr. Joachim Steinbrück, die fehlende Barrierefreiheit im Sozialzentrum Süd zum Anlass für seine erste „öffentliche Rüge“ gegenüber den bremischen Behörden. GBI (heute Immobilien Bremen), Sozial- und Bauressort versprachen im Frühjahr 2006 rasche Abhilfe – diese Zusagen wurden aber im Laufe des Jahres 2006 immer weniger und unverbindlicher. Als Ende 2006 überhaupt keine Bewegung in der Sache mehr erkennbar war, entschlossen sich die verbandsklageberechtigten Verbände LAGS und Selbstbestimmt Leben zur Einreichung eines Verfahrens zur Androhung der Verbandsklage gemäß §12 Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG).

In dem der Klage vorausgehenden Widerspruchsverfahren wurden nach einer ersten gründlichen Prüfung zahlreiche Verstöße gegen die bremische Landesbauordnung (BremLBO) sowie eine fehlende Baugenehmigung festgestellt.

Am 10. Dezember 2007 konnte dann endlich eine Lösung und ein Verfahren zur Herstellung der Barrierefreiheit im Sozialzentrum vorgestellt und diskutiert werden. Man einigte sich auf die Errichtung eines Außenfahrstuhls und der Realisierung des Projektes bis Ende 2008.

In den nachfolgenden Verfahrensschritten kam es im Laufe  der Jahre 2008 und 2009 zu weiteren Verzögerungen (Eigentümerwechsel, defekte Heizungsanlage und deren Erneuerung, etc. Als dann im November 2009 der Außenaufzug endlich installiert werden sollte, stellte sich dieses Vorhaben plötzlich! als nicht machbar heraus, da mehrere wichtige Versorgungsleitungen nicht so verlegt werden konnten, wie das notwendig gewesen wäre.

Also wieder alles auf Anfang. Jetzt erwies sich die Installation der neuen Heizungs​anlage – Gott sei Dank – als Glücksfall und zum Vorteil für alle Beteiligten. Am Standort des bisherigen Fahrstuhls war durch die Entfernung von Teilen der alten Heizanlage plötzlich genügend Platz für einen barrierefreien Aufzug, der dann auch im Rahmen eines vorgegebenen Arbeits- und Zeitplanes bis Ende Juni 2010 zur Verfügung gestellt wurde.

Wir wünschen allen Besucherinnen und Besuchern des Sozialzentrums Süd allzeit gute Fahrt und dem Fahrstuhl ein langes Leben.
7.6 LAGS Bremen e.V. - Regionalpartner der Aktion Mensch seit 6 Jahren
Wie lebt es sich in Bremen?

Der Familienrateber der Aktion Mensch – ein Spiegel der Vielfalt der Bremer Angebote für Menschen mit Behinderung.

Vom 14.-19. Juni 2010 hat Bremen mit der Ausrichtung der Special Olympics National Games ein sportlich-kulturelles Highlight präsentiert.

Die Special Olympics National Games 2010 in Bremen haben offenbar in vielerlei Hinsicht nicht nur sportlich neue Rekorde geboten.

Mit 4.550 Athletinnen und Athleten, über 12.000 Aktiven, einem umfangreichen Wettbewerbsangebot und vielfältigen wie bunten Rahmenprogramm übertrafen die in Bremen veranstalteten alle bisherigen National Games.

Dass die Gastgeberstadt Bremen in so vielerlei Hinsicht neue Maßstäbe setzen konnte, zeigt das soziale Engagement ihrer Bürgerinnen und Bürger. Dies findet vor allem auch alltäglich in der Vielzahl und Differenziertheit der Angebote für Menschen mit Behinderung seinen Ausdruck.

Neben solch öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen werden auch immer wieder neue Angebote entwickelt, die den Menschen, die in unserer Stadt leben, Begleitung und Unterstützung in schwierigen Lebenssituationen oder im Alltag bieten. 

So hat im vergangenen Jahr die Beratungsstelle „Lebensart“ unter der Trägerschaft der Inneren Mission eröffnet. Dort werden Familien und Angehörige beraten, wenn Menschen mit geistigen Behinderungen in ihr erwachsenes und selbstbestimmtes Leben eintreten, sich von ihren Familien lösen und es dann zu Problemen und  Konflikten kommt. Auch Menschen mit Behinderungen, die bei auftretenden Problemen und Konflikten in ihrer Partnerschaft nicht alleine bleiben wollen, finden dort kompetente Beratung.

Ein weiteres neues Angebot unter dem Stichwort der Selbsthilfe ist eine Selbsthilfegruppe für Frauen mit Adipositas (starkem Übergewicht). In dieser Gruppe haben sich Frauen, die sich als Mitbewohnerinnen aus den Wohngruppen der Inneren Mission oder als Kolleginnen aus den Werkstätten des Martinshofes kennen, zusammengefunden. Sie möchten gemeinsam etwas für ihre Gesundheit und Entspannung tun und treffen sich in den Räumen der Inneren Mission in der Wachmannstraße.

Um all diese neuen Angebote zu erfassen, ist eine regelmäßige Pflege der Datenbank des Familienratgebers der Aktion Mensch notwendig. Diese Aufgabe übernimmt seit mehr als 6 Jahren die LAGS Bremen e.V.

So wächst der Familienratgeber weiter kontinuierlich mit aktuell 22.742 Adressen bundesweit und 280 Adressen mit ca. 500 Angeboten für Bremen und Umgebung.

Zusätzlich zu der Vielzahl von Adressen gibt es auf der Homepage des Familienratgebers www.familienratgeber.de auch viele aktuelle Informationen zu Bereichen wie Literatur, Kunst, Recht, Politik oder auch ein Forum, in welchem Fragen gestellt oder anderen Hilfesuchenden unterstützende Antworten gegeben werden können.

7.7 DOkumentation zum 18. Bremer Protesttag
Die Dokumentation zum 18. Bremer Protesttag am 6. Mai 2010 konnte bereits im Sommer 2010 fertig gestellt werden.
Wie gewohnt enthält die Dokumentation zusammenfassende Berichte über den jährlichen Aktionstag im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen sowie zusätzliche Informationsmaterialien. So sind bei​spielsweise die Beschlussvorschläge für die 17. Sitzung des Bremer Behinderten​parlaments erhalten und natürlich auch alle Redebeiträge. 

Die Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen hier noch einmal im Überblick:

· Beschlussvorschlag 17/01: Grundsatzantrag „Sofortige Einsetzung eines Ausschusses unter Beteiligung des Bremer Landesbehindertenbeauftragten und der Verbände behinderter Menschen zur Erarbeitung eines Rahmenplanes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in Bremen und Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/02: Fraktion Keine Vorurteile „Für eine reale Darstellung behinderter Menschen in den Bremer Medien“
· Beschlussvorschlag 17/03: Fraktion Keine Vorurteile „Mehr Barrierefreiheit im Alltag für gehörlose Menschen“
· Beschlussvorschlag 17/04: Fraktion Keine Vorurteile „Mehr Informationen von behinderten Menschen in den Schulen in Bremen und Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/05: Fraktion Keine Vorurteile „Umfassende Einbeziehung der Belange behinderter Menschen in Ausbildung und Beruf“
· Beschlussvorschlag 17/06: Fraktion Blinden- und Sehbehindertenverein „Alles soll für Menschen mit Behinderungen zugänglich sein“
· Beschlussvorschlag 17/07: Fraktion Selbstbestimmt Leben Bremen e.V. „Der Sonder-Stadtteil Friedehorst muss aufgelöst werden“
· Beschlussvorschlag 17/08: Fraktion der Werkstattbeschäftigten „Gleichbehandlung der Zuverdienste von ALG 2-Empfängern und behinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM)“
· Beschlussvorschlag 17/09: Fraktion Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.: „Die Teilnahme behinderter Menschen an allgemeinen, öffentlichen Wahlen in Bremen und Bremerhaven muss gewährleistet sein“
· Beschlussvorschlag 17/10: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten Bremerhaven: „Einrichtung eines Krisendienstes in Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/11: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten Bremerhaven: „Erstellung eines konkreten Maßnahmeplanes auf der Grundlage des lokalen Teilhabeplanes in Bremerhaven“
· Beschlussvorschlag 17/12: Fraktion Werkstattbeschäftige in Bremen: „Aufhebung des Einstellungsstopps für die Werkstatt Bremen“
Darüber hinaus wird in der Broschüre die Vorveranstaltung zum Protesttag dokumentiert. Sie trug den Titel: „Die Behindertenrechtskonvention und ihre Bedeutung für die Politik in Bremen – Tagung in der Bremischen Bürgerschaft am 11.02.2010“. Den ersten großen Anstoß in Bremen zur breiteren Diskussion der Behindertenkonvention gaben im Februar 2010 mit einer gemeinsamen Tagung die Lebenshilfe Bremen, der Landesbehindertenbeauftragte und der Arbeitskreis Bremer Protest. Über 100 Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsformen folgten der Einladung in die Bremische Bürgerschaft, um Ziele und Wege zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention zu diskutieren und erste Forderungen an die Landespolitik zu formulieren.
Zunächst hat Klaus Lachwitz, Geschäftsführer der Bundesvereinigung Lebenshilfe, in einem Vortrag den wesentlichen Inhalt des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (Behin​dertenrechtskonvention - BRK) erläutert. Im Anschluss hieran haben die Teilneh​merinnen und Teilnehmer in sechs Arbeitsgruppen herausgearbeitet, welche Maßnahmen zur Umsetzung der BRK in Bremen ergriffen werden sollten. 

Die Arbeitsgruppen haben sich mit folgenden Themen befasst: "Bewusstseins​bildung und Öffentlichkeitsarbeit", "Barrierefreiheit und Zugänglichkeit", „Wohnen von Menschen mit Behinderungen", "Arbeit", "Bildung und Lernen" und „Politik und öffentliches Leben". Zum Abschluss der Veranstaltung wurden die Ergebnisse der einzelnen Arbeitsgruppen im Plenum vorgestellt. In der vorliegenden Dokumentation werden im Teil I das Referat von Klaus Lachwitz sowie die Vorstellung der Arbeitsgruppen wiedergegeben, im Teil II die Arbeitsgruppenergebnisse. 

Zahlreiche Fotos von den Veranstaltungen aus dem Februar und Mai 2010 sowie die jeweiligen Pressespiegel runden die Dokumentation ab. 

Die Broschüre kann über die Geschäftsstelle der LAGS kostenlos bezogen werden.

7.8 Neunzehnter Bremer Protesttag am 5. Mai 2011
Im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest in diesem Jahr den 19. Bremer Protesttag mit einem Demonstrationszug durch die Bremer Innenstadt und anschließender Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz. 

Das Motto des 19. Bremer Protesttages:

Behindertenrechtskonvention in Bremen und Bremerhaven: 
Umsetzung nicht ohne uns!

Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nicht​behinderten Menschen und tagt einmal monatlich. Die Organisation des Protesttages erfolgt traditionell durch die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen und den Landesverband der Gehörlosen in Zusammenarbeit mit weiteren Verbänden der Behindertenselbsthilfe. Organisationsverantwortung für den diesjährigen Protesttag haben zudem der Werkstattrat Bremen und das Jugend​gemeinschaftswerk übernommen. Hinzu kamen zahlreiche ehrenamtliche Unterstützerinnen und Unterstützer, die sich erneut und dankenswerterweise in der Vorbereitungs- und Durchführungsphase engagiert einbrachten und so zum Gelingen des Protesttages erheblich beitrugen.

Seit über einem Jahr beschäftigt sich der AK Protest schwerpunktmäßig mit dem Thema „Behindertenrechtskonvention – Umsetzung in Bremen“. Zuletzt wurde vom Arbeitskreis als Mitveranstalter im März 2011 eine Podiumsdiskussion mit Landespolitikern der Bremer Bürgerschaftsfraktionen durchgeführt. An diesem Tage zeigten sich alle politischen Vertreter – vor der Wahl im Mai 2011 – als Befürworter eines Fahrplanes zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Rahmen eines Aktionsplanes, wie er bereits seit längerem für Rheinland-Pfalz vorliegt.

Mit dem Demonstrationszug durch die Bremer Innenstadt am 5. Mai wollte der AK Protest einerseits die politischen Akteure an ihre Bekenntnisse zugunsten eines Aktionsplanes öffentlichkeitswirksam erinnern. Andererseits galt es, die Bremer Bürgerinnen und Bürger über aktuelle Forderungen der lokalen Behindertenbewegung zu informieren.

Hierzu setzte sich der Demozug bei Sonnenschein um kurz nach 12 Uhr unter der Führung von Kassandra Ruhm in Bewegung. Startpunkt für die über 500 Teilnehmer war die Bremer Stadthalle. Über einen Lautsprecherwagen trug Kassandra Ruhm die zentralen Forderungen behinderter Menschen in die Öffentlichkeit: Die UN-Be​hindertenrechtskonvention muss befolgt werden, auch in Bremen. Dazu muss sich vieles ändern. Wir brauchen vor allem neue Schulen und neue Wohn- und Arbeitsmöglichkeiten, die behinderte und nichtbehinderte Menschen nicht länger voneinander trennen. An vielen Stellen der Behindertenrechtskonvention steht, dass die Staaten umfangreiche Maßnahmen ergreifen und alles ändern werden, was noch nicht zu den Vorschriften der BRK passt. Viele Bundesländer arbeiten deshalb schon länger an Aktionsplänen, um der Konvention Schritt für Schritt näher zu kommen. In Bremen ist leider noch nicht viel geschehen. Deshalb braucht Bremen eine politisch gewollte und legitimierte Arbeitsgruppe, um einen Aktionsplan zur Umsetzung der Konvention auf Landesebene zu erarbeiten. Doch was immer im Namen der Behindertenrechtskonvention geplant wird: Behinderte Menschen müssen selbst bestimmen können, was anders werden soll – und was nicht!

Nach einem 90minütigen Demomarsch über innerstädtische Straßen wie Her​dentorsteinweg, Am Wall, Bürgermeister-Smidt-Straße und Obernstraße erreichten die Demonstranten um 13.30 Uhr den Bremer Marktplatz.

Hier wurde der Protesttag mit einer Kundgebung fortgesetzt. Erster Redner war Horst Frehe: „Wir müssen die UN-Behindertenrechtskonvention endlich auf allen Ebenen durchsetzen. Zur Gewährleistung der bundesrechtlichen Ansprüche“, so Frehe weiter, „habe ich gemeinsam mit anderen behinderten Fachjuristen einen umfassenden Entwurf für ein Gesetz zur Sozialen Teilhabe erarbeitet, das wir gestern in Berlin vorgestellt haben. Dort ist es auf großes Interesse gestoßen. Aber auch in den Ländern müssen wir ganz praktisch dafür sorgen, dass behinderte Menschen mehr Chancen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten und nicht vorrangig auf die Sonderarbeitsplätze in der Werkstatt für behinderte Menschen verwiesen werden. Behinderte Menschen müssen alle Unterstützung bekommen, die sie benötigen, um in ihren eigenen Wohnungen leben zu können, und nicht vorwiegend auf Wohnheime verwiesen werden. Zur wichtigen dritten Forderung, nämlich das gemeinsame Lernen und Aufwachsen von behinderten und nicht-behinderten Kindern in Kindergarten und Schulen (Inklusion) haben wir in Bremen in den letzten Jahren schon bundesweit vorbildlich viel getan. Beim Wohnen und Arbeiten haben wir allerdings weiterhin großen Handlungsbedarf. Ich werde mich dafür einsetzen, dass wir hier in Bremen zügig einen Aktionsplan für die Umsetzung der Be​hindertenrechtskonvention erarbeiten und umsetzen.“

Der Weser Kurier vom 06.05.2011 berichtete über weitere Redebeiträge: „Die Werkstatträte Uwe Lange und Uwe Seebode als Vertreter von 1800 Beschäftigten bei der Werkstatt Bremen: ‚Viele Gebäude sind immer noch nicht barrierefrei zugänglich oder für Rollstuhlfahrer nicht ohne fremde Hilfe zu erreichen.’ Darunter auch etliche Arztpraxen. Sie schilderten aber auch positive Beispiele: Bei der jüngsten Generation der BSAG-Straßenbahnzüge seien die Halteknöpfe gut erreichbar und mit Brailleschrift versehen.“

Weitere Redner waren Martina Reicksmann vom Blinden- und Sehbe​hindertenverein, Rolf Bauermann (Werkstattrat Bremen), Charlotte Gerlach aus Bremerhaven (Werkstattrat Elbe Weser-Werkstätten) und Dr. Joachim Steinbrück (Landesbehindertenbeauftragter).

Um 15 Uhr beendete der Moderator Wilhelm Winkelmeier (Selbstbestimmt Leben) die Kundgebung. Er rief abschließend dazu auf, sehr genau am 22. Mai bei den Bürgerschaftswahlen zu prüfen, welche Partei sich für die Umsetzung der BRK in welcher Weise einsetzen will.
7.9 Euro-WC-Schlüssel über LAGS beziehbar
In öffentlichen Gebäuden, bei denen die technische Ausstattung einiger Toiletten speziell für die Benutzung von Menschen mit körperlichen Einschränkungen ausgestattet wurden, z.B. für Benutzer von Rollstühlen etc., sind diese Türen oft nur durch Verwendung gleichschließender Türschlösser begehbar. Hierzu benötigt man einen Euro-WC-Schlüssel, damit nur betroffene Menschen Zugang haben!

Ursprünglich wurden diese Toilettenanlagen auf Autobahn-Raststätten - auch in anderen europäischen Ländern - konzipiert. Es gibt derart gesicherte Anlagen zwischenzeitlich auch in öffentlich genutzten Gebäuden, in denen keine ständige Aufsicht zur Verfügung steht, aber auch in größeren Einkaufszentren, in Veranstaltungshäusern und einigen Gaststätten.

Menschen mit außergewöhnlichen Behinderungen, die eines der nachstehenden Merkzeichen im Schwerbehinderten-Ausweis haben, können - bei Vorlage einer Ausweiskopie (Vorder- und Rückseite) - problemlos einen Euro-WC-Schlüssel erwerben:

Rollstuhlfahrer (aG); Blinde (BL); Schwerbehinderte, die hilfsbedürftig sind (H); Stomaträger ab (50%); und gegebenenfalls eine Begleitperson (B) benötigen; oder das Merkzeichen (G) und den Grad der Behinderung von 70% aufwärts bzw. 90% oder 100% im Ausweis haben.

An Multipler Sklerose (MS), Morus Crohn oder Colitis ulcerosa erkrankte Menschen (die zum Teil keinen Ausweis oder nur 50 bzw. 60% haben) benötigen zusätzlich eine ärztliche Bescheinigung.

Der Selbstkostenpreis für einen Euro-WC-Schlüssel beträgt (seit Okt 07) € 18,- 

Sie erhalten diesen Schlüssel gegen Vorauskasse und Vorlage der Ausweiskopien über:

Fritz Terveer, Günther-Hafemann-Str. 5, 28327 Bremen, Tel: 0421-472877, EMail: f.terveer@web.de, Bankverbindung: Kontonummer: 480898506, bei der Postbank, BLZ 37010050 
Ein Service der LAGS Bremen!
7.10 Trägerunabhängige Beratung zum PErsönlichen Budget
Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. berät seit Anfang 2009 unabhängig über das Persönliche Budget. Die kostenlose Beratung richtet sich an Menschen mit Behinderung und deren Angehörige aus Bremen und Bremerhaven.
Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.

Da diese neue Leistungsform viele Fragen aufwirft, hatte sich die Senatorin für Soziales dazu entschieden, ein Modellvorhaben zur trägerunabhängigen Beratung aufzulegen. Die LAGS Bremen wurde als eine von insgesamt drei unabhängigen Bremer Beratungsstellen ausgewählt. Weitere unabhängige Beratungsstellen: Selbstbestimmt Leben und Selbsthilfe Sozialzentrum Bremen Nord.

Ziel des Modellvorhabens war eine umfassende Information ratsuchender Menschen zur möglichen Umsetzung eines Persönlichen Budgets. Die Beratung bei der LAGS wurde u.a. von einer sozialrechtserfahrenen Anwältin durchgeführt.

Interessierte konnten im Rahmen des bis Ende 2009 laufenden Projektes für ein persönliches Beratungsgespräch einen Termin vereinbaren.
Das Beratungsangebot richtete sich zudem an Gehörlose. Hierzu wurde mit dem Landesverband der Gehörlosen eine Kooperationsvereinbarung getroffen, wonach dieser bei Beratungsanfragen von Gehörlosen kostenlos einen Gebärdensprachdolmetscher zur Verfügung stellte.

Trotz der ausgelaufenen Förderung berät die LAGS Bremen selbstverständlich weiterhin und kostenlos alle Interessierten zum Thema.

7.11 Entwicklung der Rechtsverordnungen zum Bremischen Behinder-
          tengleichstellungsgesetz (BremBGG)
Am 27. September 2005 traten die drei Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft. Es handelt sich dabei um die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik und um die Gestaltung von Dokumenten für blinde und sehbehinderte Menschen sowie die Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren. 

Die Rechtsverordnungen waren mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2010 ausgestattet. Daher wurde bereits Ende 2009 eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LAGS Bremen e.V. eingerichtet, um die Folgenabschätzung der drei Rechtsverordnungen vorzunehmen. In einem ersten Schritt versuchten die Teilnehmer, Erfahrungen im Umgang mit den Verordnungen zu sammeln. Beim zweiten Treffen wurden konkretere Überlegungen und Vorschläge zu gewissen Veränderungen getroffen. 

Das Kompetenzzentrum für die Gestaltung der Informationssysteme (www. kogis.bremen.de) hat in der Vergangenheit bereits einige Internetauftritte barrierefrei gestaltet. Dazu gehört neben den Bildbeschreibungen für Sehbehinderte beispielsweise auch ein Video in Gebärdensprache für Gehörlose. Dieses Angebot könnte weiter ausgebaut werden, wünschenswert sind hier auch Texte in leichter Sprache. Bei den Dokumenten für Blinde und sehbehinderte Menschen wurde u.a. die meist unpassende Formatierung von Texten kritisiert, die z.B. mit MS Word verfasst werden. Zukünftig wäre ein Angebot auf CD oder als E-Mail angebrachter als die Ausgabe auf Cassette oder in Punktschrift. Die Kommunikationshilfeverordnung, in der u.a. der Anspruch auf Gebärdensprachdolmetscher im Verwaltungsverfahren gesichert ist, muss in den allgemeinen Ausführungen nicht angepasst werden, jedoch gab es im Bereich der Vergütung in den letzten Jahren einige Veränderungen. Die „Empfehlung zur Bezuschussung von Kosten für GebärdensprachdolmetscherInnen-Leistungen“, auf die in der Verordnung Bezug genommen wurde, existiert inzwischen bereits nicht mehr. Stattdessen wird in anderen Gesetzesbereichen nach dem Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetz (JVEG) bezahlt. Dies soll in der zukünftigen Verordnung ebenfalls übernommen werden. 

Auf dem Treffen der Arbeitsgruppe am 29. 06.10 wurde festgestellt, dass es weiteren Klärungsbedarf für die barrierefreie Informationstechnik gibt. Auf Bundesebene wird die BITV 2.0 ebenfalls verändert, diese Änderungen werden aber voraussichtlich erst im Frühjahr 2011 umgesetzt. Daher einigte man sich darauf, die Bremische Regelung erst im Nachgang zu verändern, um eine einheitliche Vorgehensweise im Bund und in Bremen zu haben. Kurze Zeit nach der Sitzung erfuhren die Teilnehmer, dass alle drei Rechtsverordnungen zum BremBGG im Rahmen des "Vierten Gesetzes zur Bereinigung des bremischen Rechts" -Bremische Bürgerschaft Drucksache 17 / 1198 und Mitteilung des Senats vom 09.März 2010 - um weitere fünf Jahre bis 2015 befristet worden. Das Rechtsreferat der Sozialverwaltung hatte die Rechtsverordnungen eigenverantwortlich in die Liste zu Artikel 1 mit aufgenommen. Somit steht einer Verschiebung der o.g. Anpassung auch rechtlich nichts im Wege. 
8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Auf Einladung des Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Joachim Steinbrück, treffen sich mehrmals im Jahr und bei Bedarf Vertreter der Behindertenverbände, die auf der Landesebene die Berechtigung haben, bei Verstößen gegen Bestimmungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG), das Mittel der Verbandsklage (§ 12 BremBGG) einzusetzen. Ziel ist, durch eine bessere Abstimmung und Kooperation der berechtigten Verbände, einen optimalen Einsatz und Wirkung des Mittels der Verbandsklage zu erzielen. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten der finanziellen Risiken beim Einsatz des Mittels der Verbandsklage optimiert und auf mehrere „starke Schultern“ verteilt. 

Die Vertreter der Verbände verbindet ihre Absicht, dass BremBGG in der Öffentlichkeit und gegenüber der Politik mit Nachdruck zu vertreten und ihm mehr Geltung zu verschaffen. Dabei soll auch die Stellung des Landesbehindertenbeauftragten verstärkt und nachhaltig unterstützt werden. 

Beteiligten Verbände sind: Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen; Landesverband der Gehörlosen Bremen; LAG Selbsthilfe Bremen; Lebenshilfe Bremen; SelbstbestimmtLeben Bremen; Sozialverband Deutschland, LV Bremen.

Die Themen des Jahres 2010 / 2011 waren u.a.:

· Abschluss von Zielvereinbarungen

· Entwicklung von Forderungen zur Novellierung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes

· Förderung der Umsetzung der Behindertenrechtskonvention
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